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F a m i l i e n r e c h t
Großeltern haben nicht in jedem Fall ein 
Recht auf Umgang mit ihren Enkeln
Ist das Verhältnis zwischen einem Elternteil 
und den Großeltern stark zerrüttet, kann 
dies zu Loyalitätskonflikten bei den Enkel-
kindern führen. Die Großeltern haben dann 
kein Umgangsrecht. Das hat das Oberlan-
desgericht (OLG) Braunschweig entschieden
Die Großeltern väterlicherseits forderten 
von den getrenntlebenden Eltern, einen 
regelmäßigen Wochenend- und Ferienum-
gang zuzulassen. Der Vater befürwortete 
dies zusätzlich zu seinem eigenen Umgang 
mit den Kindern. Die Mutter hingegen 
sprach sich gegen weitergehende Umgän-
ge mit den Großeltern aus, unter anderem 
mit der Begründung, dass die Beziehung 
zwischen den Großeltern und ihr sehr stark 
belastet sei.

Das OLG sah - ebenso wie bereits das Amts-
gericht in der ersten Instanz - das Verhält-
nis der Großeltern zu der Mutter als derart 
tiefgreifend zerrüttet an, dass ein Umgang 
nicht zuzulassen war. Nach der Rechtspre-
chung des Bundesgerichtshofs diene der 
Umgang mit den Großeltern regelmäßig 
dann nicht dem Wohl des Kindes, wenn 
die Eltern und die Großeltern so zerstritten 
seien, dass das Kind bei einem Umgang in 
einen Loyalitätskonflikt gerate oder kon-
krete Anhaltspunkte dafür beständen, dass 
die Großeltern den verfassungsrechtlich 
eingeräumten Erziehungsvorrang der Eltern 
missachteten. So war nach Auffassung des 

Senats der vorliegende Sachverhalt zu be-
werten.
Die Großeltern hätten sich wiederholt ab-
wertend über die Kindesmutter und deren 
Biographie geäußert und dabei auch ihre 
Erziehungseignung in Frage gestellt, ohne 
dass dazu ein berechtigter Anlass bestan-
den hätte. So hätten sie beispielsweise die 
Herkunft der Familie der Mutter aus dem 
Osten und den Beruf der Großmutter müt-
terlicherseits als Reinigungskraft themati-
siert, während sie sich selbst als Akademiker 
und gut situiertes Ehepaar als besser ge-
eignet zur Förderung der Kinder dargestellt 
hätten. Sie hätten damit die Gefahr eines 
Loyalitätskonfliktes begründet. Die in die-
sem Verfahren gezeigte offenkundig feind-
selige Haltung der Großeltern gegenüber 
der Mutter ziele auf deren Entwertung als 
erziehungsgeeignete Mutter ab und führte 
daher zu einer Zurückweisung des Antrags 
der Großeltern auf Durchsetzung eines ei-
genen Umgangsrechts.
Oberlandesgericht Braunschweig,
Urteil vom 30.06.2021 – 2 UF 47/21 –

A r b e i t s r e c h t
Zulässige Befristung eines Arbeitsver-
trags einer Pflegekraft bis zum Tod des 
zu pflegenden Arbeitgebers
Die Befristung eines Arbeitsvertrags einer 
Pflegekraft bis zum Tod des zu pflegenden 
Arbeitgebers stellt einen sachlichen Grund 
im Sinne von § 14 Abs. 1 Nr. 4 TzBfG dar 
und ist somit zulässig. Dies hat das Landes-
arbeitsgericht Mecklenburg-Vorpommern 
entschieden.
In dem zugrunde liegenden Fall arbeitete 
eine Frau als Pflegerin eines querschnitts-
gelähmten Mannes. Laut dem zugrunde lie-
genden Arbeitsvertrag endete das Arbeits-
verhältnis unter anderem 14 Tage nach dem 
Tod des Arbeitgebers. Nachdem der Arbeit-
geber im März 2020 verstarb, stritt sich die 
Pflegerin mit den vier Erben über das Be-
stehen des Arbeitsvertrags. Die Pflegerin 
erhob schließlich Klage auf Feststellung 
des Fortbestands des Arbeitsverhältnisses. 
Das Arbeitsgericht Stralsund wies die Klage 
ab. Dagegen richtete sich die Berufung der 
Pflegerin.
Das Landesarbeitsgericht Mecklen-
burg-Vorpommern bestätigte die Entschei-
dung des Arbeitsgerichts. Das Arbeitsver-

hältnis der Klägerin sei mit dem Tod des 
Arbeitgebers beendet worden. Es liege eine 
zulässige Befristung vor. Das Arbeitsverhält-
nis einer Pflegekraft, die ausschließlich zur 
Betreuung des pflegebedürftigen Arbeitge-
bers eingestellt wird, dürfe auf den Tod des 
Arbeitgebers befristet werden. Es liege inso-
fern ein sachlicher Grund im Sinne von § 14 
Abs. 1 Nr. 4 TzBfG vor. Mit Eintritt des Todes 
könne die geschuldete Arbeitsleistung nicht 
mehr erbracht werden. Das Arbeitsverhält-
nis habe jeglichen Sinn verloren. Dies sei 
dem Arbeitnehmer auch bewusst.
Landesarbeitsgericht Mecklenburg-Vorpommern,
Urteil vom 16.03.2021 – 5 Sa 295/20 –

R e i s e r e c h t
Wechsel des Hotelzimmers stellt als blo-
ße Unannehmlichkeit allein keinen Reise-
mangel dar
Der Wechsel des Hotelzimmers stellt selbst 
dann, wenn dieser eine Stunde in Anspruch 
nimmt und ein Kleinkind vorhanden ist, als 
bloße Unannehmlichkeit keinen Reiseman-
gel dar. Im Einzelfall kann aber der Umzug 
einen Reisemangel begründen. Es kommt 
dabei auf den konkreten Zeitpunkt des Um-
zugs und der Entfernung des neuen vom 
alten Zimmer an. Dies hat das Oberlandes-
gericht Celle entschieden.

Im Mai und Juni 2018 verbrachte ein Ehe-
paar zusammen mit ihrem vierjährigen 
Kleinkind einen Pauschalurlaub auf Kos. Am 
vierten Reisetag wechselte die Familie we-
gen Mängel das Hotelzimmer innerhalb des 
Hotels. Unter anderem aufgrund des Zim-
merwechsels beanspruchte der Familienva-
ter von der Reiseveranstalterin eine Reise-
preisminderung. Da die Reiseveranstalterin 
dies ablehnte, erhob der Familienvater Kla-
ge. Das Landgericht Hannover lehnte den 
Minderungsanspruch ab, wogegen sich die 
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Berufung des Familienvaters richtete.
Das Oberlandesgericht Celle bestätigte die 
Entscheidung des Landgerichts. Zwar gehe 
eine überwiegende Zahl der Gerichte davon 
aus, allein der Umzug von einem mangel-
behafteten Zimmer in ein anderes Zimmer 
stelle einen Reisemangel dar. Dem sei aber 
nicht zu folgen. Vielmehr komme es auf die 
näheren Umstände des Einzelfalls an. Ein 
Zimmerwechsel an sich sei grundsätzlich als 
bloße Unannehmlichkeit zu werten, der kei-
ne Minderungsansprüche begründe. Etwas 
anderes könne nur gelten, wenn Umstände 
vorgetragen werden, welche die Grenze der 
Unannehmlichkeit überschreiten. Dies sei 
hier nicht geschehen.
Der Kläger habe nicht vorgetragen, so das 
Oberlandesgericht, zu welchem konkreten 
Zeitpunkt des vierten Reisetags der Um-
zug erfolgte. Auch fehle es an der Darle-
gung, wie weit das neue Zimmer vom alten 
räumlich entfernt war. Der Umstand, dass 
der Umzug eine Stunde andauerte und ein 
Kleinkind mitreiste, sei unbeachtlich.
Oberlandesgericht Celle,
Urteil vom 15.10.2020 – 11 U 175/19 –

M i e t r e c h t
Grundstückseigentümer kann vom Nach-
barn für Grillen keinen Mindestabstand 
von 10 m zur Grundstücksgrenze verlan-
gen
Einem Grundstückseigentümer steht kein 
Anspruch gegen seinen Nachbarn zu, für 
ein Grillen einen Mindestabstand von 10 m 
zur Grundstücksgrenze einzuhalten. Für ein 
solches abwegiges Verlangen besteht keine 
Anspruchsgrundlage. Dies hat das Amtsge-
richt Idstein entschieden.

In dem zugrunde liegenden Fall klagte ein 
Grundstückseigentümer im Jahr 2019 vor 
dem Amtsgericht Idstein gegen die Eigen-
tümer des benachbarten Grundstücks unter 
anderem auf Einhaltung eines Mindestab-
stands von 10 m zur Grundstücksgrenze, 
wenn diese grillen wollen. Der Kläger fühlte 
sich durch das Grillen der Beklagten beein-
trächtigt.
Das Amtsgericht Idstein entschied gegen 
den Kläger. Es fehle bereits an der An-
spruchsgrundlage für das Begehren des 
Klägers. Ohnehin würde die Vorstellung 
des Klägers in der Praxis auf ein allge-
meines Grillverbot im Freien hinauslaufen. 
Denn bei dem vom Kläger verlangten Min-
destabstand von 10 m können nur Grund-
stückseigentümer im Freien grillen, deren 
Grundstück über 20 Meter breit ist. Dies sei 
abwegig und bedürfe keiner näheren Be-
gründung.
Amtsgericht Idstein,
Urteil vom 08.06.2020 – 3 C 281/19 (10) –

S t r a f r e c h t
Strafbarkeit wegen verbotenem Kraft-
fahrzeugrennens setzt nicht Erreichen 
der technischen Höchstgeschwindigkeit 
voraus
Die Strafbarkeit wegen eines verbotenen 
Kraftfahrzeugrennens gemäß § 315 d Abs. 
1 Nr. 3 StGB setzt nicht das Erreichen der 
technischen Höchstgeschwindigkeit vo-
raus. Das Merkmal der höchstmöglichen 
Geschwindigkeit in der Vorschrift meint 
die in der konkreten Verkehrssituation 
erzielbare relative Höchstgeschwindig-
keit. Dies hat das Oberlandesgericht 
Celle entschieden.
In dem zugrunde liegenden Fall wurde 
ein Angeklagter vom Amtsgericht Zeven 
im Januar 2021 wegen eines verbote-
nen Kraftfahrzeugrennens gemäß § 315 
d Abs. 1 Nr. 3 StGB verurteilt. Dagegen 
richtete sich die Revision des Angeklag-
ten. Er führte an, dass es an dem Merkmal 
des Erreichens einer höchstmöglichen 
Geschwindigkeit im Sinne der Vorschrift 
fehle. Denn er habe nicht die Motorkraft 
seines Fahrzeugs ausreizen wollen, son-
dern nur vor der Polizei fliehen wollen.
Das Oberlandesgericht Celle bestätigte 
die Entscheidung des Amtsgerichts. 
Das Merkmal der höchstmöglichen Ge-
schwindigkeit im Sinne von § 315 d Abs. 
1 Nr. 3 StGB meine nicht die technische 
Höchstgeschwindigkeit des geführten 
Fahrzeugs, sondern die in der konkreten 
Verkehrssituation erzielbare Höchstge-
schwindigkeit. Es genüge also, dass es 
dem Täter darauf ankommt, in der kon-
kreten Verkehrssituation die durch sein 
Fahrzeug bedingte oder nach seinen 
Fähigkeiten und nach den Wetter-, Ver-
kehrs-, Sicht- oder Straßenverhältnissen 
maximal mögliche Geschwindigkeit zu 
erreichen. Auch der Wille, vor einem Po-
lizeifahrzeug zu fliehen, schließe diese 
Absicht nicht aus.
Das Abstellen auf die absolute Höchst-
geschwindigkeit würde nach Ansicht des 
Oberlandesgerichts dazu führen, dass 
der Straftatbestand ins Leere läuft. Denn 
die absolute Höchstgeschwindigkeit, ins-
besondere bei hochmotorisierten Fahr-
zeugen, sei in vielen Verkehrssituationen 
nicht erreichbar. Dadurch würde deren 
Fahrer unangemessen begünstigt.
Oberlandesgericht Celle,
Beschluss vom 28.04.2021 – 3 Ss 25/21 –

M i e t r e c h t
Keine Umlegbarkeit der Kosten der An-
mietung eines Rauchmelders als Be-
triebskosten
Die Kosten für die Anmietung eines 
Rauchmelders sind nicht als Betriebsko-
sten auf den Wohnungsmieter umlegbar. 
Umlagefähig sind dagegen die War-
tungskosten. Dies hat das Landgericht 
Berlin entschieden.
Die Mieter einer Wohnung in Berlin 
sollten nach der Betriebskostenabrech-
nung von November 2019 unter ande-
rem die Kosten für die Anmietung und 
Wartung der Rauchmelder in Höhe von 
insgesamt 21,68 € zahlen. Die Mieter 
hielten die Kosten für nicht umlagefä-

hig und verlangten daher den mittels 
Lastschrifteinzugs eingezogenen Betrag 
zurück. Da sich die Vermieterin dem ver-
weigerte, erhoben die Mieter Klage.
Das Amtsgericht Berlin-Spandau wies die 
Klage ab. Seiner Auffassung nach seien 
die Kosten für die Miete und die War-
tung der im Zuge einer Modernisierung 
installierten Rauchwarnmelder über den 
Auffangtatbestand des § 2 Nr. 17 BetrKV 
als sonstige Betriebskosten umlegbar. 
Die Anmietkosten seien nicht anderes 
als die nach der Betriebskostenverord-
nung umlegbaren Mietkosten für Kalt-
wasserzähler, Wärmeerfassungsgeräte 
und Warmwasserzähler. Gegen diese 
Entscheidung richtete sich die Berufung 
der Mieter.

Das Landgericht Berlin entschied teilwei-
se zu Gunsten der Mieter. Die Kosten für 
die Anmietung der Rauchmelder seien 
nicht umlagefähig. Zwar fallen die Ko-
sten laufend an. Den Vorgaben der § 556 
Abs. 1 Satz 2 BGB, 1 Abs. 1 BetrKV zuwi-
der entstehen diese Kosten jedoch nicht 
durch das Eigentum des Vermieters. So-
weit die Betriebskostenverordnung die 
Umlage der Leasing- und Anmietungs-
kosten für bestimmte Geräte ausdrück-
lich zulässt, so handele es sich dabei um 
Ausnahmetatbestände, die nicht ent-
sprechend auf Anmietkosten für Rauch-
melder anzuwenden seien. Die Ausnah-
metatbestände seien abschließend und 
verbieten daher einen Rückgriff auf den 
Auffangtatbestand des § 2 Nr. 17 BetrKV.
Das Landgericht hielt die Umlage der 
Wartungskosten für die Rauchmelder 
dagegen für zulässig. Die Umlagefähig-
keit ergebe sich jedenfalls aus einer er-
gänzenden Auslegung des Mietvertrags. 
Entstehen Kosten nach Abschluss des 
Mietvertrags aufgrund einer Moderni-
sierung, so sei die mietvertragliche Ab-
wälzungsvereinbarung zur Betriebsko-
stenumlage so auszulegen, dass neue 
Betriebskosten, die im Zuge einer dul-
dungspflichtigen Modernisierung ent-
stehen, ebenfalls umgelegt werden kön-
nen.
Landgericht Berlin,
Urteil vom 08.04.2021 – 67 S 335/20 –
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